Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 842 


Antrag 

der Abgeordneten Sabel, Even, Scheppmann, Schneider (Hamburg), 

Voß und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der 
Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl 
erzeugenden Industrie 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vor- 
ständen der Unternehmen des Bergbaus und 
der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 
vom 21. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 347) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Der Aufsichtsrat besteht aus elf 

Mitgliedern. Er setzt sich zusammen aus 

a) fünf Vertretern der Anteilseigner, 

b) fünf Vertretern der Arbeitnehmer, 

c) einem weiteren Mitglied. 

(2) Das in Absatz 1 bezeichnete weitere 

Mitglied darf nicht 

a) Repräsentant einer Gewerkschaft oder 
einer Vereinigung der Arbeitgeber oder 
einer Spitzenorganisation dieser Ver- 
bände sein oder zu diesen in einem 
ständigen Dienst- oder Geschäftsbesor- 
gungsverhältnis stehen, 

b) im Laufe des letzten Jahres vor der 
Wahl eine unter Buchstabe a bezeichnete 
Stellung innegehabt haben. 


c) in dem Unternehmen als Arbeitnehmer 
oder Arbeitgeber tätig sein, 

d) an dem Unternehmen wirtschaftlich 
wesentlich interessiert sein.“ 

2. § 6 erhält folgende Fassung: 

„(1) Unter den ln § 4 Abs. 1 Buchst, b 
bezeichneten Mitgliedern müssen sich zwei 
Arbeiter und ein Angestellter aus den Be- 
trieben des Unternehmens befinden. Diese 
Mitglieder werden durch die Arbeitnehmer 
der Betriebe des Unternehmens, die für die 
Wahl des Betriebsrats wahlberechtigt sind, 
in geheimer und unmittelbarer Wahl für 
die Zeit gewählt, die im Gesetz, in der 
Satzung oder im Gesellschaftsvertrag für 
die vom Wahlorgan zu wählenden Mit- 
glieder des Aufsichtsrats bestimmt ist. Die 
Arbeiter und die Angestellten wählen die 
auf sie entfallenden Mitglieder in getrenn- 
ten Wahlgängen. Die Betriebsräte und die 
Arbeitnehmer können Wahlvorschläge 
madien. Jeder Wahlvorschlag darf nicht 
mehr Namen als die doppelte Anzahl der 
zu wählenden Mitglieder des Aufsichtsrats 
enthalten. Die Wahlvorschläge der Arbeit- 
nehmer müssen von mindestens einem 
Zehntel der wahlberechtigten Gruppen- 
angehörigen oder von mindestens hundert 
wahlberechtigten Gruppenangehörigen un- 
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terzeichnet sein. § 76 Abs, 4 Satz 1 des 
Betriebsverfassungsgesetzes vom 11. Okto- 
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 681) gilt ent- 
sprechend. 

(2) Zwei der in § 4 Abs. 1 Buchst, b ge- 
nannten Mitglieder werden von den 
Spitzenorganisationen nach vorheriger Be- 
ratung mit den in den Betrieben vertrete- 
nen Gewerkschaften und den Betriebs- 
räten für die in Absatz 1 Satz 2 genannte 
Zeit in den Aufsichtsrat entsandt. Die 
Spitzenorganisationen sind nach dem Ver- 
hältnis ihrer Vertretung in den Betrieben 
des Unternehmens entsendungsberechtigt; 
sie sollen die innerhalb der Belegschaften 
bestehenden Minderheiten in angemessener 
Weise berücksichtigen. 

(3) Mindestens drei Wahlberechtigte, 
jede im Betrieb vertretene Gewerkschaft 
oder Spitzenorganisation oder das zur ge- 
setzlichen Vertretung berufene Organ kön- 
nen binnen einer Frist von vierzehn Tagen, 
vom Tage der Bekanntgabe des Wahl- 
ergebnisses an gerechnet, die Wahl beim 
Arbeitsgericht anfechten, wenn gegen we- 
sentliche Vorschriften über das Wahlrecht 
oder das Bestellungsverfahren verstoßen 
worden ist und eine Berichtigung nicht er- 
folgt ist, es sei denn, daß durch den Ver- 
stoß das Wahlergebnis nicht geändert oder 
beeinflußt werden konnte.“ 

3. § 9 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorschriften der §§ 4 bis 8 finden 
sinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, 
daß die Zahl der gemäß § 6 Abs. 1 zu 
wählenden Arbeiter und die Zahl der nach 
§ 6 Abs. 2 zu entsendenden Mitglieder des 
Aufsichtsrats je drei beträgt.“ 

4. § 9 Abs, 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorschriften der §§ 4 bis 8 finden 
sinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, 
daß gemäß § 6 Abs. 1 vier Arbeiter und 
zwei Angestellte zu wählen und gemäß 
§ 6 Abs. 2 vier Mitglieder zu entsenden 
sind.“ 

5. § 11 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Auf die nach § 6 Abs. 1 gewählten 
Mitglieder findet § 76 Abs. 5 des Betriebs- 
verfassungsgesetzes Anwendung mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle der wahl- 
bereditigten Arbeitnehmer die wahlberech- 
tigten Gruppenangehörigen treten. Die 


gemäß § 6 Abs. 2 entsandten Mitglieder 
können auf Antrag der entsendungsberech- 
tigten Stelle durch das Gericht aus wichti- 
gem Grunde abberufen werden.“ 

6. §§ 14 und 15 erhalten folgende Fassung: 

4 14 

Die dem Unternehmen auf Grund von 
Beteiligungen an anderen rechtlich selb- 
ständigen Unternehmen zustehenden Rechte 
bei der Bestellung, dem Widerruf der Be- 
stellung oder der Entlastung von Organen 
sowie bei der Beschlußfassung über Auf- 
lösung, Fortsetzung, Versdimelzung, Um- 
wandlung, Vermögensübertragung oder 
Gewinngemeinschaft können durch den 
Vorstand nur auf Grund von für ihn ver- 
bindlichen Beschlüssen der nach § 5 bestell- 
ten Mitglieder des Aufsichtsrats ausgeübt 
werden. Dies gilt nicht, wenn eine Beteili- 
gung weniger als 25 vom Hundert des 
Nennkapitals des anderen Unternehmens 
beträgt. 

§ 15 

Auf Unternehmen in der Rechtsform 
einer Aktiengesellschaft, einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung oder einer berg- 
rechtlichen Gewerkschaft mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, die die Voraussetzun- 
gen des § 1 nicht erfüllen, finden die §§ 2 
bis 12 und § 14 Anwendung, wenn sie 

a) auf Grund von Organverträgen Unter- 
nehmen beherrschen, in denen die 
Arbeitnehmer nach § 1 ein Mitbestim- 
mungsrecht haben, und 

b) wenn die Produktion des Konzerns 
überwiegend durch diejenigen Konzern- 
unternehmen bestimmt ist, die unter 
§ 1 dieses Gesetzes fallen. 

§ 13 findet Anwendung, wenn mindestens 
75 vom Hundert der Produktion des Kon- 
zerns auf diejenigen Konzernunternehmen 
entfallen, die unter § 1 dieses Gesetzes 
fallen.“ 

7. Dem Gesetz werden folgende Vorschriften 
angefügt: 

»§ 16 

Als Betriebe des Unternehmens im Sinne 
des § 6 gelten im Falle des § 15 die Betriebe 
des herrschenden Unternehmens und der 
von Ihm abhängigen Unternehmen ohne 
Rücksicht auf Ihre Rechtsform. 
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VIERTER TEIL 

Schlußvorschriften 
§ 17 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes 
treten in Kraft 

a) für Unternehmen, die dem Gesetz 
Nr. 27 der Alliierten Hohen Kommis- 
sion vom 16. Mai 1950 (Amtsblatt der 
Alliierten Hohen Kommission S. 299) 
nicht unterliegen, am 31. Dezember 
1951, 

b) für Unternehmen, die aus -der Kontrolle 
nach dem Gesetz Nr. 27 der Alliierten 
Hohen Kommission entlassen werden, 
im Zeitpunkt ihrer Entlassung, späte- 
stens am 31. Dezember 1951, 

c) für Unternehmen, die auf Grund des 
Gesetzes Nr. 27 der Alliierten Hohen 
Kommission in eine „Einheitsgesell- 
schaft" überführt werden, mit deren 
Errichtung, spätestens am 31. Dezember 
1951, 

d) für die übrigen Unternehmen in dem 
Zeitpunkt, in dem feststeht, daß sie auf 
Grund des Gesetzes Nr. 27 der Alliier- 
ten Hohen Kommission nicht in eine 
„Einheitsgesellschaft" überführt werden, 
spätestens am 31. Dezember 1951, 

e) für Unternehmen, die nur auf Grund des 
§ 15 diesem Gesetz unterliegen, mit 
-dem rechtswirksamen Abschluß des 
Organvertrags, durch den die Voraus- 
setzungen des § 15 erfüllt werden. 

(2) Bestimmungen der Satzung (des Ge- 
sellschaftsvertrags, des Statuts) über die 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats sowie 
über die Wahl, Abberufung und Entsen- 
dung von Aufsichtsratsmitgliedern treten 
mit Beendigung der ersten Hauptversamm- 
lung (Gesellschafterversammlung, Gewer- 
kenversammlung) außer Kraft, die nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes abgehalten wird, 
spätestens jedoch mit Ablauf von sieben 
Monaten nach dem Ende des bei Inkraft- 


treten des Gesetzes laufenden Geschäfts- 
jahres. Dies gilt jedoch nur, soweit die 
Satzung (der Gesellschaftsvertrag, das Sta- 
tut) wegen der Anwendung dieses Gesetzes 
geändert werden muß. Eine Hauptver- 
sammlung (Gesellschafterversammlung, Ge- 
werkenversammlung), die innerhalb dieser 
Frist stattfindet, kann mit einfacher Stim- 
menmehrheit neue Bestimmungen anstelle 
der außer Kraft tretenden beschließen. 

(3) Das Amt der bisherigen Aufsichtsrats- 
mitglieder erlischt mit dem in Absatz 2 
Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten sinnge- 
mäß, wenn die Voraussetzungen des § 1 
oder des § 15 nachträglich entfallen. 

§ 18 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Redits Verordnung Vorschriften zu 
erlassen über 

a) die Anpassung von Satzungen und Ge- 
sellschaftsverträgen an die Vorschriften 
dieses Gesetzes, 

b) das Verfahren für die in § 6 Abs. 1 be- 
zeichneten Wahlen, 

c) das Verfahren zur Feststellung der Ent- 
sendungsberechtigung nach § 6 Abs. 2, 

d) -den Widerruf der Bestellung von nach 
§ 6 Abs. 1 gewählten Mitgliedern des 
Aufsichtsrats (§11 Abs. 2 Satz 1)." 

Artikel 2 

Die Amtsdauer von Aufsichtsratsmitglie- 
dern, die auf Grund des Gesetzes über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Unter- 
nehmen des Bergbaus und der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie In der vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 
bestellt worden sind, wird durch dieses Ge- 
setz nicht berührt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Bonn, den 24. September 1954 


Sabel 

Even 

Scheppmann 

Schneider (Hamburg) 

Voß 

Albers 

Arndgen 

Bausch 

Becker (Pirmasens) 

Brück 

Caspers 

Dr, Czaja 

Dr. Dittrich 

Dr. Franz 

Franzen 

Fuchs 

Giencke 

Gockeln 

Gontrum 

Dr. Götz 

Haussier 

Harnischfeger 

Heix 

Dr. Hock 

Horn 

Jahn (Stuttgart) 

Frau Dr. Jochmus 
Karpf 

Kemmer (Bamberg) 

Klausner 

Dr. Kliesing 


Krammig 
Kuntscher 
Lang (München) 

Lenz (Brühl) 

Leonhard 

Lermer 

Leukert 

Lücke 

Lulay 

Maier (Mannheim) 
Massoth 
Maucher 
Miller 

Mühlenberg 

Nellen 

Feister 

Frau Pitz 

Frau Dr. Rehling 

Rümmele 

Schüttler 

Frau Dr. Schwarzhaupt 
Spies (Brücken) 

Stingl 
Teriete 
Varelmann 
Wacher (Hof) 

Wacker (Buchen) 

Walz 

Winkelheide 

Wittmann 

Wullenhaupt 
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